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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die vorläufige Fortgeltung der Inanspruchnahme von 
Gegenständen für Zwecke der ausländischen Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Gegenstände, die durch Artikel 48 Abs. 1 
des Vertrages über die Rechte und Pflichten 
ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglie- 
der in der Bundesrepublik Deutschland — 
Truppenvertrag — (Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 321) für in Anspruch genommen erklärt 
und nicht bis zum 5. Mai 1956 freigegeben 
worden sind, gelten bis zum 30. September 
1956 weiterhin als in Anspruch genommen. 

(2) Wohnungen sowie die darin befindlichen 
Einrichtungsgegenstände können über den 
30. Juni 1956 hinaus nur auf Grund einer für 
den Einzelfall ausgesprochenen Anforderung 
in Anspruch genommen werden. Auf Antrag 
des Beteiligten ist von der weiteren Inan- 
spruchnahme abzusehen oder diese aufzuhe- 
ben, wenn sie für ihn oder die zu seinem Haus- 
stand gehörenden Personen eine unbillige 
Härte darstellt. 

(3) Die Inanspruchnahme von 

a) Grundstücken der privaten Hand, die von 
den Streitkräften und ihren Mitgliedern als 
Erholungsheime, Gästehäuser, Klubs oder 
für sonstige gesellschaftliche Zwecke ge- 
nutzt werden, 

b) Theatern, Lichtspielhäusern, Sportstadien, 
Sportplätzen, Sportheimen, Bootshäusern, 
Badeanstalten, soweit sie nicht im Eigen- 
tum des Bundes stehen oder seiner Ver- 
waltung unterliegen oder mit Mitteln des 
Besatzungskosten- und Auftragsausgaben- 
haushalts, des Stationierungskostenhaus- 
halts oder des Verteidigungsfolgekosten- 
haushalts errichtet worden sind, 

ist auf Antrag des Eigentümers oder des sonsti- 
gen Nutzungsberechtigten zum 31. Juli 1956 


aufzuheben. Der Antrag ist bis zum 15. Juni 
1956 zu stellen. Mit der Freigabe der Grund- 
stücke sind auch die darin befindlichen Ein- 
richtungsgegenstände des Eigentümers oder 
eines sonstigen Nutzungsberechtigten freizu- 
geben. 

§ 2 

Unbeschadet der in § 1 Abs. 2 und 3 vor- 
gesehenen Regelung ist die Inanspruchnahme 
aufzuheben, wenn der Gegenstand nicht mehr 
für Zwecke der ausländischen Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder benötigt wird. 

S 3 

(1) Vorbehaltlich der endgültigen Regelung 
durch das Bundesleistungsgesetz, das Land- 
beschaffungsgesetz und das Schutzbereichs- 
gesetz finden hinsichtlich der Entschädigung 
für die Inanspruchnahme der Gegenstände 
die §§ 14 bis 16 und 18 des Flüchtlingsnot- 
leistungsgesetzes vom 9. März 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 45) sinngemäß Anwendung. 

(2) Vorbehaltlich der endgültigen Regelung 
durch die im Absatz 1 genannten Gesetze 
finden hinsichtlich der Ersatzleistung für 
Schäden an freigegebenen Gegenständen die 
§§ 4 bis 13 des Gesetzes über die Abgeltung 
von Besatzungsschäden vom 1. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 734) sinngemäß Anwen- 
dung. 

§ 4 

Soweit durch die Vorschriften dieses Ge- 
setzes das Grundrecht nach Artikel 13 des 
Grundgesetzes berührt wird, wird dieses 
Grundrecht eingeschränkt. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 5. Mai 1956, 
12.00 Uhr, in Kraft. 
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